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1.	Einleitung���

Die politischen Rechte leiten sich aus der Gesamtheit der Verfassungs- und Gesetzesbestimmungen ab, die es den BŸrgerinnen und BŸrgern ermšglichen, am politischen Leben des Landes teilzuhaben. Sie stellen das Recht des Volks dar, seine Vertreterinnen und Vertreter frei in die Organe der Exekutive, der Legislative und gegebenenfalls der Judikative zu wŠhlen und sich zu gewissen besonders wichtigen Vorlagen zu Šussern. Dieses Recht wird durch das Initiativrecht und das Referendumsrecht ausgeübt.



Die Bundesverfassung gibt den Kantonen gewisse Möglichkeiten für die Ausgestaltung und Umsetzung der politischen Rechte. Die Kantone kšnnen daher kreative und innovative Lšsungen vorsehen. Die politischen Rechte haben hier mehr als anderswo die Funktion eines "Laboratoriums" des Verfassungsrechts. Durch ihre wechselseitige Beeinflussung ermšglichen sie der Gesamtheit der Kantone und dem Bund wichtige Erkenntnisse.



Die durch das Bundesrecht aufgestellten demokratischen Mindestanforderungen werden von allen Kantonen weitgehend erfŸllt. Diese haben die Palette ihrer politischen Rechte seit der zweiten HŠlfte des 19. Jahrhunderts immer weiter entwickelt. Der Kanton Freiburg bildet hier keine Ausnahme, denn auch er hat den demokratischen Charakter seiner Verfassung verstŠrkt und neue Instrumente eingeführt, so das Petitionsrecht (1849), die Gesetzesinitiative und das Gesetzesreferendum (1921) sowie das Finanzreferendum (1948).



Heute, wo es darum geht, die Grundlagen der Freiburger Verfassung des nŠchsten Jahrtausends zu schaffen, ist eine sorgfŠltige †berprŸfung der politischen Rechte angezeigt. Die BŸrgerinnen und BŸrger werden deshalb aufgefordert, ihre Meinung zu den Instrumenten zu Šussern, die ihnen zur direkten Beteiligung am šffentlichen Leben zur VerfŸgung stehen. Sie kšnnen sagen, ob die bestehenden Instrumente noch den heutigen Anforderungen entsprechen. Sie kšnnen sich auch zu den neuen Instrumenten Šussern und sagen, ob sie notwendig sind. Der folgende Überblick ist allerdings nicht erschšpfend, sondern will lediglich das Verfahren, d.h. das Einholen von VorschlŠgen, erleichtern.







2.	†berblick Ÿber die bestehenden Instrumente auf Kantonsebene�Dank der politischen Rechte kšnnen die BŸrgerinnen und BŸrger Stellung nehmen und sich am šffentlichen Leben beteiligen.













































Die Staatsverfassung garantiert die freie AusŸbung der politischen Rechte und legt die Instrumente fŸr ihre AusŸbung fest.



















Die laufende Totalrevision der Staatsverfassung ist die Gelegenheit, um die politischen Rechte zu ŸberprŸfen und die Instrumente zu definieren, die in die neue Verfassung des Kantons Freiburg aufgenommen werden mŸssen.

��

Die heutigen Instrumente werden im Folgenden kurz zusammengefasst. Die hier aufgefŸhrten Definitionen werden der KomplexitŠt gewisser Instrumente, z.B. der Verfassungs- und der Gesetzesinitiative, allerdings nicht immer gerecht. Trotzdem kann man sich anhand der kurzen Erläuterungen ein genaueres Bild der verschiedenen Instrumente zur AusŸbung der Volksrechte machen. Die nachfolgende Tabelle gibt einen allgemeinen Überblick:�Ein kurzer †berblick Ÿber die bestehenden Instrumente er�weist sich als sinnvoll.��

Ebene�Wahlen�Initiative�Referendum��Kanton�des Staatsrates

des Grossen Rates

der OberamtmŠnner

der StŠnderŠte

�Verfassungsinitiative

Gesetzesinitiative�Gesetzesreferendum

Fakultatives Gesetzesreferendum

Obligatorisches�Finanzreferendum

Fakultatives Finanzreferendum

Parlamentarisches Finanzreferendum��







a)	Die Volkswahl und das Stimmrecht



Die Volkswahl kann definiert werden als das Recht der Stimmberechtigten, ihre Vertreterinnen und Vertreter in die verschiedenen (kantonalen und kommunalen) Organe der Legislative (Parlament) oder der Exekutive (Regierung, Verwaltungsbehšrde) zu wŠhlen. Die Wahlen finden zu den im Gesetz festgesetzten Zeiten und Bedingungen statt. Man spricht von Gesamterneuerungswahlen, wenn die Behörden gesamthaft neu gewählt werden, und von ErgŠnzungswahlen, wenn lediglich ein frei gewordener Sitz zu besetzen ist.



Das Stimmrecht ist das Recht, an Wahlen und Abstimmungen teilzunehmen. Es ermŠchtigt jede Person, die bestimmte gesetzliche Voraussetzungen erfŸllt, im Stimmregister eingetragen zu werden, an den verschiedenen Wahlen auf Kantons- und Gemeindeebene teilzunehmen und Ÿber die der Volksabstimmung unterbreiteten Vorlagen abzustimmen.�



Die kantonalen und kommunalen Wahlen und Volksabstimmungen ermšglichen es den Stimmberechtigten, ihre Vertreterinnen und Vertreter zu bezeichnen und Ÿber die ihnen unterbreiteten Vorlagen zu befinden.��



b)	Die Verfassungsinitiative



Mit einer Verfassungsinitiative kšnnen 6'000 stimmberechtigte Personen eine Totalrevision der Verfassung verlangen. Sie können aber auch eine Teilrevision, d.h. die Änderung oder Aufhebung eines Artikels der Staatsverfassung bzw. die EinfŸhrung einer neuen Verfassungsbestimmung, fordern. In diesem Fall kann die Initiative in der Form einer allgemeinen Anregung oder eines ausgearbeiteten Entwurfs eingereicht werden. Wird eine in der Form einer allgemeinen Anregung eingereichte Initiative vom Volk angenommen, so arbeitet der Grosse Rat einen Entwurf im Sinne der Ini�tiative aus.�



Mit einer Verfassungsinitiative kann das Volk die EinfŸhrung, €nderung oder Aufhebung eines oder mehrerer Verfassungsartikel verlangen, sofern 6'000 Stimmberechtigte ein entsprechendes Begehren einreichen.��





c)	Die Gesetzesinitiative



Mit einer Gesetzesinitiative kšnnen 6'000 stimmberechtigte Personen die €nderung oder Aufhebung einer geltenden Gesetzesbestimmung oder die Verabschiedung eines neuen Gesetzes verlangen. Sie kann wie die Initiative zur Teilrevision der Verfassung in der Form einer allgemeinen Anregung oder eines ausgearbeiteten Entwurfs eingereicht werden. Wird eine in der Form einer allgemeinen Anregung eingereichte Initiative angenommen, so arbeitet der Grosse Rat einen Gesetzesentwurf aus, der dem Referendum untersteht.�



Mit einer Gesetzesinitiative kann das Volk die EinfŸhrung, €nderung oder Aufhebung eines oder mehrerer Gesetzesartikel oder den Erlass eines neuen Gesetzes verlangen, sofern 6'000 Stimmberechtigte ein entsprechendes Begehren einreichen.��



�d)	Das Gesetzesreferendum



Dank dem Gesetzesreferendum kšnnen 6'000 stimmberechtigte Personen verlangen, dass ein vom Grossen Rat verabschiedeter Gesetzesentwurf dem Volk zur Abstimmung unterbreitet wird. Die Frist fŸr die Unterschriftensammlung, die mit der Veršffentlichung des betreffenden Erlasses im Amtsblatt zu laufen beginnt, betrŠgt 90 Tage. Kommt das Referendum zustande, so muss der umstrittene Entwurf dem Volk zur Abstimmung unterbreitet werden.�



Das Gesetzesreferendum er�mšglicht es dem Volk, Ÿber einen Gesetzesentwurf des Grossen Rates abzustimmen, wenn 6'000 Stimmberechtigte ein entsprechendes Begehren einreichen.��



e)	Das obligatorische Finanzreferendum



Jedes Gesetz oder Dekret, das eine neue Nettoausgabe zur Folge hat, die 1Ê% des Totals der Ausgaben der letzten vom Grossen Rat genehmigten Staatsrechnung Ÿbersteigt, wird gemŠss der Verfassung automatisch dem Volk zur Abstimmung unterbreitet (obliga�torisches Finanzreferendum). Auf diese Weise kann sich das Volk gegen gewisse Ausgaben wehren, die es fŸr unnštig, unberechtigt oder unverhŠltnismŠssig erachtet.�



Das obligatorische Finanz�referendum ermšglicht es dem Volk, Ÿber jede neue Ausgabe abzustimmen, die 1Ê% des Totals der Ausgaben der letzten vom Gros�sen Rat genehmigten Staatsrechnung Ÿbersteigt.��

f)	Das fakultative Finanzreferendum



Das Verfahren beim fakultativen Finanzreferendum entspricht demjenigen des Gesetzesreferendums. Das Finanzreferendum betrifft jedoch ein Gesetz oder ein Dekret, das eine neue Nettoausgabe zur Folge hat, die 1/4Ê% des Totals der Ausgaben der letzten vom Gros�sen Rat genehmigten Staatsrechnung Ÿbersteigt. Dabei müssen innerhalb von 90 Tagen 6'000 Unterschriften gesammelt werden. Ein Viertel der Grossrätinnen oder Grossräte können ebenfalls ein solches Referendum verlangen. Kommt das Referendum zustande, so muss eine Volksabstimmung durchgefŸhrt werden.�



Das fakultative Finanzreferendum ermšglicht es dem Volk, Ÿber jede neue Ausgabe abzustimmen, die 1/4Ê% des Totals der letzten vom Grossen Rat genehmigten Staatsrechnung Ÿbersteigt, sofern 6'000 Stimmberechtigte oder ein Viertel der Mitglieder des Grossen Rates ein entsprechendes Begehren einreichen.��





3.	Überblick über die Instrumente 

	auf Gemeindeebene�



Ebene�Wahlen�Initiative�Referendum��Gemeinde�des Gemeinderates

des Generalrates (in den Gemeinden mit einem Generalrat)�betreffend eine Ausgabe oder Bürgschaft

betreffend ein allgemein�verbindliches Reglement

für die Gründung eines Gemeindeverbandes

für einen Gemeindezusammenschluss

im Hinblick auf die Einführung eines Generalrates (vgl. Art. 26 GG)

im Hinblick auf die Festsetzung der Mitgliederzahl des Generalrates��gegen eine Ausgabe oder Bürgschaft

gegen eine Steuer, eine öffentliche Abgabe oder einen Entscheid über eine Kompetenzdelegation nach Art. 10 Abs. 3 GG

gegen die Gründung eines Gemeindeverbandes

gegen einen Gemeindezusammenschluss

gegen ein allgemeinverbindliches Reglement

gegen die Festsetzung der Mitgliederzahl des Generalrates���a)	Die Initiative auf Gemeindeebene



Mit einer Initiative auf Gemeindeebene kann ein Zehntel der Stimmberechtigten einer Gemeinde eine Volksabstimmung verlangen Ÿber:



eine Ausgabe, die nicht in einem Rechnungsjahr gedeckt werden kann, oder eine BŸrgschaft, die eine solche Ausgabe nach sich ziehen kann;

ein allgemeinverbindliches Reglement;

die GrŸndung eines Gemeindeverbandes oder den Beitritt zu einem solchen Verband;

den Zusammenschluss von Gemeinden;

die Einführung eines Generalrates in den Gemeinden mit mehr als 600 Einwohnerinnen und Einwohnern;

die Festsetzung der Mitgliederzahl des Generalrates.



Die Initiative kann in der Form einer allgemeinen Anregung oder eines ausgearbeiteten Entwurfs eingereicht werden. Die Bestimmungen Ÿber die Gesetzesinitiative sind sinngemŠss anwendbar. GemŠss dem Gemeindegesetz kšnnen allerdings nur die BŸrgerinnen und BŸrger einer Gemeinde mit einem Generalrat ein Initiativbegehren einreichen. In den Ÿbrigen Gemeinden braucht es kein solches Instrument, da die Stimmberechtigten an der Gemeindeversammlung teilnehmen können, die direkt über Vorlagen befinden kann.�



Die Initiative auf Gemeinde�ebene ermšglicht es den Stimmberechtigten der Gemeinde, Ÿber bestimmte im Gesetz festgelegte Vorlagen abzustimmen, wenn ein Zehntel der Stimmberechtigten ein entsprechendes Begehren einreicht.��



b)	Das Referendum auf Gemeindeebene



In den Gemeinden, die Ÿber einen Generalrat verfŸgen, entscheidet der Generalrat und nicht die Gemeindeversammlung Ÿber bestimmte Vorlagen. Damit sich die Stimmberechtigten solcher Gemeinden aber trotzdem gegen gewisse BeschlŸsse ihrer Vertreterinnen und Vertreter zur Wehr zu setzen kšnnen, sieht die Gesetzgebung ein Referendum auf Gemeindeebene vor. Das Gemeindegesetz zŠhlt die BeschlŸsse des Generalrates auf, gegen die das Referendum ergriffen werden kann:



eine Ausgabe, die nicht in einem Rechnungsjahr gedeckt werden kann, oder eine BŸrgschaft, die eine solche Ausgabe nach sich ziehen kšnnte;

eine Steuer, eine andere šffentliche Abgabe oder der Beschluss, dem Gemeinderat die Befugnis zur Festsetzung des Tarifs der šffentlichen Abgaben, mit Ausnahme der Steuern, zu Ÿbertragen;

die GrŸndung eines Gemeindeverbandes oder der Beitritt zu einem solchen Verband;

ein Gemeindezusammenschluss;

ein allgemeinverbindliches Reglement;

die Festsetzung der Mitgliederzahl des Generalrates.



Zur Einreichung eines Referendums braucht es die Unterschriften eines Zehntels der Stimmberechtigten der Gemeinde, wobei diese Zahl aufgrund der beim letzten Urnengang eingetragenen AktivbŸrgerinnen und -bŸrger festgesetzt wird. Die Frist fŸr die Unterschriftensammlung betrŠgt 30 Tage seit der Veršffentlichung des dem Referendum unterstellten Beschlusses im Amtsblatt. Kommt das Referendum zustande, so muss eine Volksabstimmung durchgefŸhrt werden.�



Das Referendum auf Gemeindeebene ermšglicht es den BŸrgerinnen und BŸrgern der Gemeinden mit einem Generalrat, Ÿber gewisse Entscheide ihrer Vertreterinnen und Vertreter abzustimmen, sofern ein Zehntel der Stimmberechtigten ein entsprechendes Begehren einreicht.��

























�4.	Mögliche Anpassungen der bestehenden politischen Rechte���

4.1	Änderung der Modalitäten für Initiative und Referendum?���

Es wird oft kritisiert, dass die vielen Referenden und Initiativen das šffentliche Leben der Schweiz blockieren können. Die Gegner bestimmter Vorlagen greifen rasch zum Referendum, und dieses hindere die Behšrden daran, zu regieren und Gesetze zu erlassen, da es eine Vorlage auf ein "alles oder nichts" reduziere. Diese Kritik ist nicht immer ganz unbegrŸndet. Es ist richtig, dass die 1921 erlassenen Bestimmungen über die Unterschriftenzahl trotz der beträchtlichen Bevölkerungszunahme und der Einführung des Frauenstimmrechts im Jahre 1971 nie geändert wurden. Zudem sind die Kommunikationsmittel heute viel leistungsfähiger. Des Weiteren ist auch festzustellen, dass bei einigen Unterschriftensammlungen manchmal krämerhafte Methoden angewendet werden. Die Einreichung eines Referendums oder einer Initiative scheint daher einfacher als frŸher zu sein. Auf Bundesebene ist die Frage der Erhšhung der Unterschriftenzahlen ein sehr heikler Aspekt der Reform der Volksrechte im Rahmen der Revision der Bundesverfassung. Die folgende Tabelle gibt einen †berblick Ÿber die in den verschiedenen Kantonen� geforderte Unterschriftenzahl fŸr Initiative und Referendum. Die Zahlen in Klammern geben den erforderlichen Prozentsatz der Schweizer Wohnbevölkerung an.�Mit der Erhšhung der fŸr eine Initiative oder ein Referendumsbegehren erforderlichen Unterschriftenzahl kšnnte dem Bevšlkerungswachstum des Kantons Rechnung getragen werden.��





�†bersicht Ÿber die notwendigen Unterschriftenzahlen



KANTON�Verfassungs-

initiative�Gesetzes-

initiative�Gesetzes-

referendum�Schweizer

Bevšlkerung���ZH�Einzelinitiative�

oder 10'000 (1,060%)�Einzelinitiative oder 10'000 (1,060%)�5'000 (0,530%)�943'030��BE�30'000 (3,565%)�15'000 (1,782%)�10'000 (1,188%)�841'283��LU�5'000 (1,724%)�4'000 (1,379%)�3'000 (1,034%)�289'883��UR�300 (0,951%)�300 (0,951%)�obligatorisch�31'530��SZ�2'000 (1,935%)�2'000 (1,935%)�obligatorisch�103'310��OW�500 (1,801%)�Einzelinitiative��obligatorisch�27'762��NW��1'000 (Totalrevision)

(3,268%)

500 (Teilrevision)

(1,634%)�250 (0,777)�obligatorisch oder 250 (0,777%)�32'157��GL�Einzelinitiative�Einzelinitiative�obligatorisch�30'594��ZG�2'000 (2,652%)�2'000 (2,652%)�1'500 (1,989%)�75'405��FR�6'000 (3,023%)�6'000 (3,023%)�6'000 (3,023%)�198'428��SO��3'000 (1,495%)�3'000 (1,495%)�obligatorisch oder 1'500 (0,747%)�200'546��BS�4'000 (2,707%)�4'000 (2,707%)�2'000 (1,353%)�147'749��BL�1'500 (0,711%)�1'500 (0,711%)�obligatorisch�210'793��SH�1'000 (1,693%)�1'000 (1,693%)�1'000 (1,693%)�59'055��AI�Einzelinitiative�Einzelinitiative�obligatorisch�12'819��AR�300 (0,590%)�300 (0,590%)�obligatorisch�50'776��SG�8'000 (2,226%)�4'000 (1,113%)�4'000 (1,113%)�359'231��GR�5'000 (3,209%)�3'000 (1,925%)�obligatorisch�155'788��AG�3'000 (0,696%)�3'000 (0,696%)�obligatorisch�430'879��TG�4'000 (2,223%)�4'000 (2,223%)�2'000 (1,111%)

(od. 30 Abgeordnete)�179'921��TI�10'000 (4,591%)�7'000 (3,214%)�7'000 (3,214%)�217'786��VD�12'000 (2,620%)�12'000 (2,620%)�12'000 (2,620%)�457'854��VS�6'000 (2,732%)�4'000 1,821%)�3'000 (1,366%)�219'569��NE�6'000 (4,672%)�6'000 (4,672%)�6'000 (4,672%)�128'417��GE�10'000 (4,030%)�10'000 (4,030%)�7'000 (2,821%)�248'091��JU�2'000 (3,380%)�2'000 (3,280%)�2'000 (3,280%) (oder 8 Gemeinden)�59'158��

Bei der Totalrevision der Freiburger Staatsverfassung stellt sich daher die Frage, ob die fŸr die Einreichung eines Referendums oder einer Initiative erforderliche Unterschriftenzahl (gegenwŠrtig 6'000) erhšht werden soll. Eine andere Lösung wäre die Kürzung der Frist fŸr die Unterschriftensammlung (gegenwŠrtig 90 Tage). Man kann sich jedoch fragen, ob es sinnvoll wäre, die Einreichung einer Initiative oder eines Referendums noch mehr zu vereinfachen. Daher die Fragen:���

Soll die fŸr ein Referendum oder eine Initiative erforderliche Unterschriftenzahl erhšht werden?�Frage 1 a��

Soll die fŸr ein Referendum oder eine Initiative erforderliche Unterschriftenzahl verringert werden?�Frage 1 b��

Soll die Frist fŸr die Unterschriftensammlung fŸr das Referendum und die Initiative gekürzt werden?�Frage 1 c��





4.2	Änderung des wahlsystems der behörden?���

Die Mitglieder des Grossen Rates werden gegenwŠrtig nach dem Proporzsystem, die Mitglieder des Staatsrates, die beiden StŠnderŠte und die OberamtmŠnner hingegen nach dem Majorzsystem gewŠhlt. Auf Gemeindeebene werden die Mitglieder des Generalrates, d.h. des Gemeindeparlaments, nach dem Proporzsystem gewŠhlt, wŠhrend die Wahl des Gemeinderates nach dem Majorzsystem erfolgt, wobei die BŸrgerinnen und BŸrger jedoch verlangen kšnnen, dass die Gemeinde�exekutive ebenfalls nach dem Proporzsystem gewŠhlt wird.



Beim Proporzsystem werden die Sitze im VerhŠltnis der von den WŠhlerinnen und WŠhlern abgegebenen Stimmen auf die verschiedenen Parteien verteilt.

Beim Majorzsystem werden die Sitze denjenigen Kandidatinnen und Kandidaten zugeteilt, welche die Mehrheit der Stimmen erreicht haben. Man spricht von einem absoluten Mehr, wenn die Kandidierenden im ersten Wahlgang mehr als die HŠlfte der abgegebenen Stimmen erzielen. Beim zweiten Wahlgang ist nur das relative Mehr erforderlich, d.h. die Kandidierenden mŸssen lediglich mehr Stimmen als ihre Gegnerinnen und Gegner erzielen.



Die EinfŸhrung eines neuen Wahlsystems fŸr die Behšrden hat verschiedene Vor- und Nachteile. Beim Grossen Rat wŸrde das Majorzsystem es der Mehrheitspartei ermšglichen, ein eigentliches Wahlprogramm umzusetzen. Die kleinen Parteien würden hingegen in die Minderheit versetzt. Allerdings sollten die Wahlkreise für eine Wahl der Grossrätinnen und Grossräte nach dem Majorzsystem geändert werden. Beim Staatsrat, neben den OberamtmŠnnern die einzige gewŠhlte Behšrde, die ihr Amt vollamtlich ausŸbt, wŸrde das Proporzsystem zu einer besseren Vertretung der politischen Gruppierungen in der Regierung fŸhren. Bei diesem System wŸrde man weniger fŸr eine Person und mehr fŸr eine politische Partei stimmen, was gewisse WŠhlerinnen und WŠhler, die in erster Linie fŸr eine Kandidatin bzw. einen Kandidaten, nicht aber fŸr ihre bzw. seine Partei stimmen wollen, als stšrend empfinden kšnnten. In der Vergangenheit wurde Ÿbrigens immer wieder gefordert, dass die Regierung nach dem Proporzsystem gewählt wird. Gegenwärtig wählen lediglich die Kantone Zug und Tessin ihre Regierung nach dem Proporzsystem. Schliesslich ist darauf hinzuweisen, dass das Volk auf Gemeindeebene verlangen kann, dass der Gemeinderat nach dem Proporzsystem gewŠhlt wird. Solche AntrŠge kommen in den grossen Gemeinden hŠufig vor. Daher die Fragen:�Im Kanton Freiburg werden der Grosse Rat und die Generalräte nach dem Proporzsystem gewŠhlt. Der Staatsrat, die StŠnderŠte und die OberamtmŠnner werden nach dem Majorzsystem gewŠhlt. Dies gilt auch fŸr die GemeinderŠtinnen und Ge�meinderŠte, sofern das Volk nicht das Proporzsystem verlangt.









Beim Proporzsystem werden die Sitze im VerhŠltnis der abgegebenen Stimmen auf die Parteien verteilt. Dieses System ermöglicht eine bessere Vertretung der politischen Gruppierungen im Parlament.



Beim Majorzsystem werden die Sitze den Kandidatinnen und Kandidaten zugeteilt, die am meisten Stimmen erhalten haben.



Beim Proporzsystem geben die Wählerinnen und Wähler ihre Stimme in erster Linie einer Partei.



Beim Majorzsystem geben die Wählerinnen und Wähler ihre Stimme viel mehr einer kandidierenden Person als deren Partei.��

Soll das Wahlsystem fŸr die Kantons- und Gemeindebehšrden geŠndert werden?�Frage 2 a��

Wie sollen die Mitglieder des Grossen Rates gewŠhlt werden:



wie bisher, d.h. nach dem Proporzsystem?

nach dem Majorzsystem?



(Gewünschte Lösung bitte ankreuzen)�Frage 2 b��

Wie sollen die Mitglieder des Staatsrates gewŠhlt werden:



wie bisher, d.h. nach dem Majorzsystem?

nach dem Proporzsystem?



(Gewünschte Lösung bitte ankreuzen)�Frage 2 c��

Wie sollen die OberamtmŠnner gewŠhlt werden:



wie bisher, d.h. nach dem Majorzsystem?

Ernennung durch den Staatsrat?



(Gewünschte Lösung bitte ankreuzen)�Frage 2 d��

Wie sollen die Mitglieder des Generalrates gewŠhlt werden:



wie bisher, d.h. nach dem Proporzsystem?

nach dem Majorzsystem?



(Gewünschte Lösung bitte ankreuzen)�Frage 2 e��

Wie sollen die Mitglieder des Gemeinderates gewŠhlt werden:



grundsätzlich nach dem Majorzsystem, wie dies heute in den meisten Gemeinden der Fall ist?

nach dem Proporzsystem?



(Gewünschte Lösung bitte ankreuzen)�Frage 2 f��





4.3	verankerung der politischen rechte auf gemeindeebene in der verfassung?���

Die politischen Rechte auf Gemeindeebene sind lediglich im Gemeindegesetz verankert. Ihre Ausübung richtet sich nach dem Gesetz über die Ausübung der bürgerlichen Rechte. Die Staatsverfassung von 1857 enthält keine Bestimmung in Bezug auf die Ausübung der politischen Rechte auf Gemeindeebene.



Mit der Aufnahme gewisser kommunaler Rechte in die Staatsverfassung würden diese an Bedeutung gewinnen und könnten verstärkt werden. Die Gemeinden könnten auch die Möglichkeit erhalten, im Rahmen ihrer Regle�mentierung Vorlagen vorzusehen, die dem Volk zur Abstimmung unterbreitet werden können, wobei sich die technische Ausübung dieser Rechte allerdings weiterhin nach dem Gesetz über die Ausübung der bürgerlichen Rechte richten würde. Daher die Frage:�Die politischen Rechte auf Gemeindeebene werden in der Verfassung nicht aufgeführt.













Mit einer Verfassungsgarantie für gewisse politische Rechte würden diese an Bedeutung gewinnen.��

Sollen gewisse politische Rechte auf Gemeindeebene in der Verfassung garantiert werden, so zum Beispiel:



die Initiative und das Referendum auf Gemeinde�ebene gegen ein allgemeinverbindliches Reglement?

die Initiative und das Referendum auf Gemeinde�ebene gegen eine Ausgabe oder eine Bürgschaft?

das Wahlsystem der Gemeindebehörden?

ein anderes Recht?�3. Frage

��





4.4	aufhebung gewisser politischer rechte?���

In der Schweiz und auch im Kanton gibt es sehr viele verschiedene Instrumente, mit denen das Volk seinen Willen zum Ausdruck bringen kann. Neben den Wahlen und dem demokratischen Charakter unserer Institutionen können die Bürgerinnen und Bürger zu zahlreichen Vorlagen Stellung nehmen. Sie werden mindestens viermal pro Jahr an die Urne gerufen. Durch die vielen Volksabstimmungen werden die verschiedenen Instrumente zur Ausübung der politischen Rechte (obligatorisches oder fakultatives Gesetzes- oder Finanzreferendum, Gesetzes- oder Verfassungsinitiative usw.) konkretisiert. Die grosse Zahl der Volksabstimmungen muss jedoch der oft schwachen Stimmbeteiligung gegenübergestellt werden. Die Volksabstimmungen führen oft zu einer Verzögerung bei der Umsetzung öffentlicher Vorhaben und können die Regierung in ihrer Tätigkeit behindern. Daher die Frage:�In der Schweiz wird sehr häufig und oft mit geringer Stimmbeteiligung abgestimmt.





��

Sollen gewisse politische Rechte auf Kantonsebene aufgehoben werden, so zum Beispiel:�Frage 4 a��

das obligatorische Finanzreferendum?�Frage 4 b��

das fakultative Finanzreferendum?�Frage 4 c��

das parlamentarische Finanzreferendum?�Frage 4 d��

ein anderes Recht? ...................................................�Frage 4 e��





5.	Mšgliche Neuerungen bei der AusŸbung der politischen Rechte�Welche neuen Instrumente zur AusŸbung der politischen Rech�te kämen in Frage?��

5.1	DIE VOLKSMOTION



Die Volksmotion ist ein im Bundesrecht unbekanntes und im kantonalen Recht sehr seltenes Instrument. Sie geht von der Feststellung aus, dass der Abstand zwischen den "Regierenden" und den "Regierten" verringert werden muss, um den Zusammenhalt der Gemeinschaft zu verstŠrken. Es geht also mit anderen Worten darum zu vermeiden, dass zwischen der Bevšlkerung und den Behšrden ein Graben entsteht. Die Volks�motion, die genau diesen Zweck hat, ist ein gutes Instrument, um die Kommunikation zwischen den Behšrden und der Bevšlkerung zu vereinfachen.���

Die Volksmotion ist das Recht einer bestimmten Anzahl von Stimmberechtigten (hšchstens einige hundert), im Grossen Rat eine Motion einzureichen. Diese wird wie eine Motion eines Parlamentsmitglieds behandelt. Der Grosse Rat muss sie also prŸfen, kann aber wie bei jeder anderen parlamentarischen Motion frei darŸber entscheiden. Eine solche Motion wird "Volks"motion genannt, weil sie direkt von den Stimmberechtigten ausgeht. Sie unterscheidet sich von der Volks�initiative, die sich zwar ebenfalls an das Parlament richtet, darŸber hinaus aber auch an das Volk, das auf diese Weise seinen Willen gegenŸber dem Parlament durchsetzen kann. Die Volksmotion unterscheidet sich auch von der Petition, die von einer Einzelperson oder einer Gruppe von BŸrgerinnen und BŸrgern eingereicht werden und sich an irgendeine Behšrde des Staates richten kann. Im Gegensatz zur Volksmotion Šussert sich der Grosse Rat bei einer Petition aber nicht zur Frage, ob der Staatsrat aufgefordert werden soll, einen Gesetzesentwurf zu unterbreiten.�Die Volksmotion ermšglicht es einer bestimmten Anzahl von BŸrgerinnen und BŸrgern, im Grossen Rat eine Motion einzureichen.��

Der Kanton Solothurn kennt die Volksmotion schon seit mehreren Jahren. Im Kantonsrat werden jedes Jahr vier bis fŸnf Volksmotionen eingereicht. Einige fŸhrten zu GesetzesŠnderungen, die der Kantonsrat fŸr sinnvoll erachtete, selbst aber nicht vorgenommen hŠtte. Zwischen 1988 und 1996 wurden im Kanton Solothurn 41 Volksmotionen eingereicht, wovon 13 ganz oder teilweise angenommen wurden. Daher die Frage:���

Halten Sie die Volksmotion fŸr ein sinnvolles Instrument?�5. Frage��





5.2	DIE EINZELINITIATIVE���

Die Einzelinitiative gibt es zurzeit nur im Kanton ZŸrich. Es handelt sich dabei um das Recht einer stimmberechtigten Person, dem Kantonsparlament einen Vor�schlag zu machen. Die Initiative wird zuhanden der Mitglieder des Kantonsrates verfasst. Sie wird im Kanton ZŸrich wie folgt behandelt: Der Kantonsrat prüft die Initiative ein erstes Mal. Schliessen sich 60 (der 180) Ratsmitglieder der Initiative an, so wird sie dem Regierungsrat zur Stellungnahme vorgelegt. Dieser hat 180 Tage Zeit, um sich dazu zu Šussern, bevor die Initiative zur Schlussabstimmung erneut dem Kantonsrat unterbreitet wird. Wird sie bei der zweiten Abstimmung von einem Drittel der Ratsmitglieder unterstŸtzt, so wird sie wie jede andere Volksinitiative, welche die erforderliche Unterschriftenzahl erzielt hat, dem Volk zur Abstimmung unterbreitet.



Wie der Name schon sagt, kann sich bei einer Einzel�initiative eine einzelne Person an das Kantonsparlament wenden, was bei der Volksmotion nicht der Fall ist. Das Parlament muss die Einzelinitiative wie eine ordentliche Initiative behandeln und muss prŸfen, ob sie die verschiedenen GŸltigkeitskriterien erfŸllt (Einheit der Materie, Vereinbarkeit mit dem Ÿbergeordneten Recht, DurchfŸhrbarkeit, kein Formmangel im Initiativtext usw.). Die Einzelinitiative richtet sich an das Parlament, darŸber hinaus aber auch an das Volk, das darüber abstimmen kann. Allerdings wird die Einzelinitiative nicht zur Abstimmung unterbreitet, wenn sie im Parlament zuwenig UnterstŸtzung findet. Das Parlament ist jedoch verpflichtet, sie formell zu behandeln und darŸber zu befinden. Falls es die Initia�tive ablehnt, kann die Initiantin oder der Initiant immer noch ein Initiativkomitee im Hinblick auf die Lancierung einer klassischen Volksinitiative auf die Beine stellen. Mit der EinfŸhrung der Einzelinitiative würden sich Volksinitiativen jedoch umgehen lassen, die fŸr Private manchmal schwierig zu organisieren sind. Daher die Frage:�Die Einzelinitiative ermšglicht es einer BŸrgerin oder einem BŸrger, im Gros�sen Rat eine Initiative ein�zureichen, die wie jede andere zustande gekommene Initiative dem Volk zur Abstimmung unterbreitet wird, wenn sich ein Teil des Parlaments ihr anschliesst.��

Halten Sie die Einzelinitiative fŸr ein sinnvolles Instrument?�6. Frage��





5.3	DAS AUSL€NDERSTIMMRECHT���

In den Kantonen Neuenburg (seit 1848) und Jura (seit 1979) verfügt die ausländische Bevölkerung bereits Ÿber gewisse politische Rechte. Beide Kantone haben damit gute Erfahrungen gemacht, und auch das KrŠfteverhŠltnis zwischen der Linken und der Rechten hat sich nicht geŠndert. In Appenzell Ausserrhoden haben die Gemeinden seit 1995 die Mšglichkeit, den Immigrantinnen und Immigranten das Stimmrecht und das passive Wahlrecht auf Gemeindeebene zu gewŠhren. Im Kanton Freiburg sind die Ausländerinnen und Ausländer bei den Pfarreiwahlen bereits stimm- und wahlberechtigt. Gemäss der kantonalen Gesetzgebung können sie zudem in gewissen Gemeindekommissionen, z.B. in den Schulkommissionen, Einsitz nehmen. Im Rahmen der Diskussion über die Verfassungsinitiative "Demokratie fŸr alle" hatte der Staatsrat vorgeschlagen, es den Gemeinden durch eine €nderung der Staatsverfassung zu ermšglichen, den seit mehr als zehn Jahren in der Schweiz wohnhaften AuslŠnderinnen und AuslŠndern das Stimmrecht und/oder das passive Wahlrecht auf Gemeindeebene zu gewŠhren. Seiner Meinung nach war es sinnvoller, die Integration der auslŠndischen Bevšlkerung durch die AusŸbung der politischen Rechte unter BerŸcksichtigung der Gemeindeautonomie zu verwirklichen. Die laufende Totalrevision der Staatsverfassung ist eine Gelegenheit, um erneut über die Integration der ausländischen Bevölkerung durch die Gewährung der politischen Rechte zu diskutieren und diese Neuerung in unserer Verfassungsordnung vorzusehen.�Das AuslŠnderstimmrecht ist das Recht der AuslŠnderinnen und AuslŠnder, unter bestimmten gesetzlichen Bedingungen wie Schweizer Staatsangehšrige an gewissen UrnengŠngen teilzunehmen.





Das passive Wahlrecht (WŠhl�barkeit) ist das Recht der Aus�lŠnderinnen und AuslŠnder, unter bestimmten Bedingungen in gewisse šffentliche €mter gewŠhlt zu werden.��

Es sprechen viele GrŸnde dafŸr, den seit Jahren in der Schweiz ansŠssigen AuslŠnderinnen und AuslŠndern das Stimmrecht, insbesondere auf Gemeindeebene, zu gewŠhren. Die Inhaberinnen und Inhaber der Niederlassungsbewilligung C unterscheiden sich von den Schweizerinnen und Schweizern z.B. nur dadurch, dass nicht abstimmen und wählen dürfen und keinen Militärdienst leisten müssen. Die Ausländerinnen und Ausländer beteiligen sich an der wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen und sportlichen Entwicklung der Gemeinden und des Kantons. Sie bezahlen ihre Steuern wie die Schweizerinnen und Schweizer. Ihre Kinder gehen mit anderen schweizerischen und auslŠndischen Kindern zur Schule. Es ist daher nur gerecht, wenn sie im Rahmen des šffentlichen Lebens der Gemeinde an den BeschlŸssen teilhaben kšnnen, an deren Umsetzung sie sich indirekt beteiligen müssen oder von deren Auswirkungen sie betroffen sind. Des Weiteren kann auch die Frage der Wählbarkeit der Ausländerinnen und Ausländer in gewisse Organe der Rechtspflege, z.B. in die Gewerbegerichte oder die Schlichtungskommissionen für Mietstreitigkeiten, gestellt werden. Daher die Fragen:���

Sollen die seit Jahren in der Schweiz wohnhaften Ausländerinnen und Ausländer das Stimmrecht auf Kantonsebene erhalten?�Frage 7 a��

Sollen die seit Jahren in der Schweiz wohnhaften Ausländerinnen und Ausländer das passive Wahlrecht auf Kantonsebene erhalten?�Frage 7 b��

Sollen die seit Jahren in der Schweiz wohnhaften Ausländerinnen und Ausländer das Stimmrecht und das passive Wahlrecht auf Gemeindeebene erhalten?�Frage 7 c��

Sollen die Ausländerinnen und Ausländer in gewisse spezialisierte Gerichte der Rechtspflege wie die Gewerbegerichte oder die Schlichtungskommissionen für Mietstreitigkeiten gewählt werden können?�Frage 7 d��

Nach wie vielen Jahren sollen die AuslŠnderinnen und AuslŠnder das Recht haben, die politischen Rechte auszuŸben?



- nach 10 Jahren:	

- nach 15 Jahren:	

- andere Lösung:	�Frage 7 e��

Halten Sie die Erlangung der Niederlassungsbewilligung C für ein sinnvolles Kriterium, um den Ausländerinnen und Ausländern alle oder einen Teil der politischen Rechte zu gewähren?�Frage 7 f��







5.4	DAS konstruktive referendum�	(oder der Volksvorschlag)���

Das Referendum ist ein Volksrecht, das im politischen Leben unseres Landes hŠufig zur Anwendung kommt. Es wird jedoch oft kritisiert, dass das Referendum eine Abstimmungsvorlage auf ein "alles oder nichts" reduziere. Zahlreiche interessante und gut konzipierte Gesetzesvorlagen wurden wegen eines oder mehrerer umstrittener Punkte verworfen, welche die Gegnerschaft radikalisierten. Die hier vorgestellte Neuerung soll die Besonderheiten des Referendums bewahren, ihm jedoch einen etwas konstruktiveren Charakter verleihen.���

Dem konstruktiven Referendum liegt folgender Gedanke zugrunde. Anstatt den umstrittenen Gesetzesentwurf in seiner Gesamtheit zu bekŠmpfen, kšnnten die Stimmberechtigten ihn verbessern. Sie hŠtten also die Mšglichkeit, einen Gegenvorschlag zu einem oder mehreren Artikeln einzureichen, die sie fŸr ŸberflŸssig oder unzweckmŠssig halten. Aus diesem Grund wird das konstruktive Referendum auch Volksvorschlag genannt. Das Referendumskomitee arbeitet einen Gegenvorschlag zu dem vom Grossen Rat verabschiedeten Gesetzesentwurf aus und verlangt, dass dieser dem Volk zusammen mit dem Text des Parlaments zur Abstimmung unterbreitet wird. Das konstruktive Referendum wird also wie ein ordentliches Referendum eingesetzt, doch richtet sich das Verfahren nach demjenigen der Gesetzesinitiative. Die Unterschriftensammlung fŸr das konstruktive Referendum verlŠuft deshalb wie beim Referendum. Seine Behandlung nach der Einreichung bei der Staatskanzlei richtet sich jedoch nach den Bestimmungen Ÿber die Volksinitiative. Der Gros�se Rat würde also wie bei einer Verfassungs- oder Gesetzesinitiative die Befugnis behalten, das konstruktive Referendum fŸr gŸltig zu erklŠren. Die Ÿblichen Bestimmungen Ÿber die GŸltigkeit der Initiativen (Einheit der Materie, Vereinbarkeit mit dem Bundesrecht usw.) bleiben anwendbar und mŸssen von den Mitgliedern des Grossen Rates geprŸft werden.�Das konstruktive Referendum ermšglicht es einem Referendumskomitee, das ein vom Parlament verabschiedetes Ge�setz ablehnt, gewisse €nderungen am umstrittenen Entwurf vorzuschlagen. Die EntwŸrfe des Parlaments und des Referendumskomitees werden dem Volk gleichzeitig zur Abstimmung unterbreitet.��

Die Grundregeln fŸr das konstruktive Referendum entsprechen denjenigen des Referendums. Das Referendumskomitee muss die notwendigen Unterschriften fŸr seinen Gegenvorschlag also innerhalb der entsprechenden Frist seit der Veršffentlichung des vom Grossen Rat verabschiedeten Gesetzesentwurfs im Amtsblatt sammeln. Im Übrigen ist darauf hinzuweisen, dass der Kanton Bern das konstruktive Referendum in seine neue Verfassung aufgenommen hat. Daher die Frage:���

Halten Sie das konstruktive Referendum fŸr ein sinnvolles Instrument?�8. Frage��





5.5	Die AUSSERORDENTLICHE GESAMT-�	ERNEUERUNG DER BEHšRDEN���

In der schweizerischen Tradition bleiben die gewŠhlten Volksvertreterinnen und -vertreter im Allgemeinen bis zum Ablauf ihres Mandats im Amt. Eine ausserordentliche Gesamterneuerung eines Parlaments ist nicht sehr gebrŠuchlich. Die Revision der Verfassung wŠre jedoch eine Gelegenheit, um diese Situation zu Ÿberdenken. Der Grundsatz der ausserordentlichen Gesamterneuerung der Exekutive oder der Legislative ist nŠmlich trotz allem in mehreren Kantonsverfassungen zu finden. Der Kanton Bern kennt das Recht, den Grossen Rat abzuberufen, seit 1846, wobei einmal (1852) davon Gebrauch gemacht wurde. Das Volk sprach sich damals jedoch gegen die Durchführung einer ausserordentlichen Gesamterneuerungswahl aus. FŸnf Kantone (Luzern, Uri, Solothurn, Schaffhausen und Thurgau) sehen in ihrer Verfassung das Recht vor, das Parlament abzuberufen. Das Recht, die Regierung abzuberufen, gibt es ebenfalls in fŸnf Kantonen (Uri, Solothurn, Schaffhausen, Thurgau und Tessin).�Indem das Volk mit einer bestimmten Zahl von Unterschriften eine aus�serordentliche Gesamterneuerung verlangt, kann es seine Opposition gegenŸber der Politik der Regierung oder des Parlaments zum Ausdruck zu bringen.��

Die EinfŸhrung eines solchen Abberufungsrechts muss ein Sicherheitsventil, ein ausserordentliches Mittel fŸr Ausnahmesituationen sein. Eine ausserordentliche Gesamterneuerung kann jedoch im Falle einer schweren Staatskrise zur Lšsung eines Konflikts beitragen. Man kann sich zudem die Frage stellen, ob das Recht zur Einberufung ausserordentlicher Neuwahlen nicht dem Grossen Rat oder dem Staatsrat eingerŠumt werden könnte. Das Recht auf eine ausserordentliche Gesamt�erneuerung kšnnte auch fŸr den Gemeinderat oder den Generalrat gelten. Der Antrag kšnnte von den Kantonsbehšrden oder von der Bevšlkerung der Gemeinde (durch eine Initiative) ausgehen. Das Recht auf eine ausserordentliche Gesamterneuerung kšnnte also sehr unterschiedlich ausgestaltet werden. Die bei einer aus�serordentlichen Gesamterneuerung gewŠhlten Volksvertreterinnen und -vertreter wŸrden bis zum Ablauf der ordentlichen Legislaturperiode im Amt bleiben. Solche ausserordentlichen Neuwahlen kämen allerdings nicht hŠufig vor. Die Verankerung dieses Rechts in der Verfassung wŸrde den Volksvertreterinnen und Volksvertretern jedoch die Wichtigkeit ihrer Aufgabe bewusst machen und die Bedeutung ihrer Rolle als Vertretung des Volks noch verstŠrken. FŸr die BŸrgerinnen und BŸrger wŠre dieses Recht eine Garantie, dass sie im Falle einer schweren Staatskrise oder wenn ihre Vertreterinnen und Vertreter ihr Amt nicht zu ihrer Zufriedenheit ausŸben, einschreiten und ihren Willen zum Ausdruck bringen kšnnen.���

Die konkrete Ausübung des Rechts auf eine ausserordentliche Gesamterneuerung der Behšrden richtet sich nach der Volksinitiative. Wegen der grossen Tragweite dieses Volksrechts wird jedoch manchmal eine hšhere Unterschriftenzahl verlangt. Schliesslich mŸsste man festhalten, dass die Volksabstimmung über eine Initiative zur Durchführung ausserordentlicher Gesamterneuerungswahlen rasch stattfinden muss. Mit einer solchen Bestimmung kšnnte verhindert werden, dass die betroffenen Volksvertreterinnen und -vertreter die Ini�tia�tive verschleppen. Daher die Fragen:���

Halten Sie die ausserordentliche Gesamterneuerung fŸr ein sinnvolles Instrument?�Frage 9 a��

Soll die ausserordentliche Gesamterneuerung fŸr die Kantonsbehšrden gelten?�Frage 9 b��

Soll die ausserordentliche Gesamterneuerung fŸr die Gemeindebehšrden gelten?�Frage 9 c��





5.6	Die SENKUNG DES STIMMRECHTS-

	ALTERS���

Das Mindestalter fŸr die Beteiligung am politischen Leben beträgt laut der Verfassung zurzeit 18 Jahre. Man kann sich jedoch fragen, ob die Interessen der Jungen nicht besser berŸcksichtigt werden kšnnten, wenn diese auf kantonaler Ebene bereits mit 16 Jahren stimmberechtigt wŠren. Da die Verfassungsrevision darauf abzielt, den Interessen der Gesellschaft in den nŠchsten Jahrzehnten besser gerecht zu werden, ist es sinnvoll, die Frage der Herabsetzung des Stimmrechtsalters zu prŸfen. Es gibt viele Argumente dafŸr und dagegen. Viele junge Menschen treten nach der obligatorischen Schulzeit in die Arbeitswelt ein. Sie sind oftmals frŸher reif. Schliesslich wŠre es auch ein Mittel, ihr Interesse an der Politik frŸh zu wecken. Umgekehrt zeigen die Jungen im Allgemeinen kein grosses Interesse an der Politik und verfŸgen vielleicht auch nicht Ÿber die notwendige Erfahrung, um an Abstimmungen und Wahlen teilzunehmen. Es gilt schliesslich zu beachten, dass sich der Verfassungsrat der Jungen vom 2. Dezember 1998 deutlich gegen die Senkung des Stimmrechtsalters ausgesprochen hat. Eine Mšglichkeit wŠre unter UmstŠnden auch ein Kompromiss, indem das Stimmrechtsalter auf 17 anstatt auf 16 Jahre festgesetzt wird. Daher die Fragen:�Mit einer Senkung des Stimmrechtsalters auf 16 oder 17 Jahre kšnnte das Interesse der Jungen an der Politik vermehrt geweckt und ihren besonderen BedŸrfnissen besser Rechnung getragen werden.��

Halten Sie die Senkung des Stimmrechtsalters fŸr sinnvoll?�Frage 10 a��

Halten Sie das Stimmrechtsalter 17 fŸr einen interessanten Kompromiss?�Frage 10 b��





5.7	Die volkswahl der richterinnen�	und richter���

Die Frage der Volkswahl der Richterinnen und Richter wird immer wieder aufgeworfen. Man nimmt zu Unrecht an, dass die Volkswahl die Ausnahme ist. Die Richterinnen und Richter der ersten Instanz werden nŠmlich in vielen Kantonen vom Volk gewŠhlt. Die folgende Tabelle gibt einen †berblick Ÿber das Wahlsystem der Gerichtsbehšrden in den einzelnen Kantonen.�Die laufende Verfassungsrevision wŠre eine Gelegenheit, um den Wahlmodus unserer Richterinnen und Richter neu festzulegen.��



Kanton�Organ zur Ernennung der

RichterInnen der 1. Instanz�Organ zur Ernennung der

RichterInnen der 2. Instanz

(KantonsrichterInnen)��ZH�Volk�Parlament��BE�Parlament�Parlament��LU�Volk�Parlament��ur�Volk�Volk��sz�Volk (ZivilrichterInnen);

Parlament (StrafrichterInnen)�Parlament��ow�Landsgemeinde�Landsgemeinde��nw�Parlament�Volk��gl�Volk�Volk��zg�Volk�Volk��fr�Wahlkollegium 

(d.h. Staatsrat und Kantonsgericht)�Parlament��so�Volk�Parlament��bs�Volk�Volk��bl�Volk�Parlament��sh�Parlament�Parlament��ar�Parlament�Landsgemeinde��ai�Volk�Landsgemeinde��sg�Volk�Parlament��gr�Volk�Parlament��ag�Volk�Parlament��tg�Volk�Parlament��ti�Volk�Volk��vd�Kantonsgericht�Parlament��vs�Kantonsgericht�Parlament��ne�Parlament�Parlament��ge�Volk

(stille Wahl mšglich)�Volk

(stille Wahl mšglich)��ju�Volk

(stille Wahl mšglich)�Parlament��



Wie aus dieser Tabelle hervorgeht, ist Freiburg der einzige Kanton der Schweiz, in dem die Richterinnen und Richter von einem Wahlkollegium ernannt werden. Die PrŠsidentinnen und PrŠsidenten der erstinstanzlichen Gerichte (Bezirksgerichte) werden nŠmlich von einem Wahlkollegium gewŠhlt, das sich aus den Mitgliedern des Staatsrates und des Kantonsgerichts zusammensetzt. Die Kantonsrichterinnen und -richter werden vom Grossen Rat gewŠhlt.



Die Kritik an der Volkswahl bezieht sich in der Regel auf den Grundsatz der UnabhŠngigkeit der Richterinnen und Richter. Es wird beispielsweise befŸrchtet, dass diese sich bei der ErfŸllung ihrer Aufgaben von wahltaktischen †berlegungen leiten lassen, die den Interessen einer guten Rechtspflege schaden. Umgekehrt wird auch kritisiert, dass die Absprachen, die es bei der Wahl gewisser Richterinnen und Richter manchmal gibt, deplatziert sind. Die Volkswahl der Richterinnen und Richter ist eine Grundsatzfrage, die es verdient, im Rahmen der laufenden Verfassungsrevision diskutiert zu werden. Dabei stellt sich auch die Frage, ob solche Volkswahlen fŸr die Kantonsrichterinnen und -richter, die PrŠsidentinnen und PrŠsidenten der erstinstanzlichen Gerichte oder für die Beisitzer dieser Gerichte eingefŸhrt werden sollen, die wie die Geschworenen grundsŠtzlich das Volk vertreten. Schliesslich ist darauf hinzuweisen, dass die Richterinnen und Richter auch auf eine andere Weise ernannt werden können (z.B. Wahl durch das Parlament oder das Kantonsgericht). Diese Möglichkeiten werden im Ideenheft über die Gerichtsbehörden behandelt. Da sich das vorliegende Ideenheft hauptsächlich mit den politischen Rechten der Bürgerinnen und Bürger befasst, wird hier lediglich auf die Volkswahl der Richterinnen und Richter eingegangen. Daher die Fragen:�In vielen Kantonen, vor allem in der Deutschschweiz, werden die Richterinnen und Richter vom Volk gewŠhlt. Freiburg ist der einzige Kanton, in dem sie von einem Wahlkollegium gewŠhlt werden.













Die Kritik an der Volkswahl der Richterinnen und Richter bezieht sich in der Regel auf die UnabhŠngigkeit der Richterinnen und Richter.































Andere Möglichkeiten zur Ernennung der Richterinnen und Richter werden im Ideenheft über die Gerichtsbehörden behandelt.

��

Halten Sie die EinfŸhrung der Volkswahl der Richterinnen und Richter fŸr sinnvoll?�Frage 11 a��

Sollen nur die Kantonsrichterinnen und -richter vom Volk gewŠhlt werden?�Frage 11 b��

Sollen auch die PrŠsidentinnen und PrŠsidenten der erstinstanzlichen Gerichte (Bezirksgerichte) vom Volk gewŠhlt werden?�Frage 11 c��

Sollen auch die Beisitzerinnen und Beisitzer der  erst�instanzlichen Gerichte (Bezirksgerichte) vom Volk gewŠhlt werden?�Frage 11 d��5.8	die volkswahl der gemeindepräsidentinnen bzw. der ammänner���

Die Gemeindepräsidentinnen bzw. die Ammänner werden im Kanton Freiburg von den Mitgliedern des Gemeinderates in dessen konstituierenden Sitzung gewählt. Die Wahl gilt für die gesamte Dauer der Legislaturperiode. Die Gemeindepräsidentinnen und die Ammänner leiten unter anderem die Beratungen des Gemeinderates und können diesen einberufen. Sie vertreten die Gemeinde gegenüber den Behörden und den Privaten und haben daher de facto eine wichtige Rolle. Trotz der Bedeutung ihrer Funktion werden sie jedoch vom Gemeinderat aus seiner Mitte gewählt. Bei der Wahl spielen manchmal Überlegungen hinsichtlich des Wahlresultats, der Parteizugehörigkeit, des Alters oder der Persönlichkeit eine Rolle.



1970 wurde eine Volksinitiative zur Volkswahl der Ammänner abgelehnt. Eine zweite Initiative aus dem Jahre 1971 wurde 1975 in die Vernehmlassung gegeben. Die interessierten Kreise sprachen sich aber mehrheitlich für die Beibehaltung des Status quo, d.h. die Wahl der Ammänner durch den Gemeinderat, aus. 1991 wurde im Grossen Rat eine Motion eingereicht, mit der die Volkswahl der Ammänner gefordert wurde. Der Grosse Rat lehnte sie jedoch ab. In anderen Kantonen, z.B. im Kanton Waadt, werden die Gemeindepräsidentinnen und -präsidenten vom Volk gewählt. Im Rahmen der Totalrevision der Verfassung ist es jedoch sinnvoll, diese Frage wieder aufzugreifen. Mit einer Volkswahl könnte die grosse Verantwortung der Gemeindepräsidentinnen und der Ammänner hervorgehoben werden. Daher die Frage:�Die Gemeindepräsidentinnen und die Ammänner spielen eine wichtige Rolle bei der Verwaltung der Gemeinden, deren Interessen sie verteidigen. Die Volkswahl der Ammänner wäre ein Mittel, um ihre Verdienste zu anerkennen und ihnen eine grössere Legitimität zu geben.��

Sollen die Gemeindepräsidentinnen und die Gemeindeammänner vom Volk gewählt werden?�12. Frage��

5.9	die anerkennung der politischen parteien���

Es wird allgemein anerkannt, dass die politischen Parteien und Gruppierungen eine entscheidende Rolle im öffentlichen Leben unseres Landes spielen. Ihr Beitrag zum politischen Dialog zwischen den Behörden und der Bevölkerung ist unbestritten. Sie wirken auch bei der Meinungs- und Willensbildung des Volks mit und sind schliesslich ein wichtiges Bindeglied zwischen den Stimmberechtigten und den Behörden. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass rund 7 % der Schweizerinnen und Schweizer einer politischen Partei angehören.



Die politischen Parteien werden jedoch trotz ihrer unbestreitbar wichtigen Rolle im politischen Leben des Kantons nirgends offiziell und formell anerkannt. In der neuen Bundesverfassung hingegen wird ihre Rolle bei der Meinungs- und Willensbildung des Volks ausdrücklich anerkannt. Die Anerkennung erfolgt auch durch eine staatliche Unterstützung in der Form von Wahlkampfbeiträgen oder einer jährlichen Entschädigung entsprechend ihrer Vertretung im Parlament. Der Kanton Freiburg unterstützt die Parteien bereits durch das Gesetz über die Ausübung der bürgerlichen Rechte. Indem die Rolle der Parteien bei der Meinungs- und Willensbildung des Volks und ihre Bedeutung für das öffentliche Leben allgemein in der Verfassung verankert würde, könnte ihre Arbeit offiziell anerkannt werden. Daher die Frage:�Die politischen Parteien sind ein Bindeglied zwischen dem Volk und den Behörden. Sie wirken bei der Meinungs- und Willensbildung des Volks mit.



Die wichtige Arbeit der politischen Parteien und Wählergruppen wird in der geltenden Staatsverfassung jedoch nicht erwähnt.��

Sollen die politischen Parteien in der Verfassung anerkannt werden?�13. Frage��









5.10	weitere vorschlŠge oder�bemerkungen?���

Das Thema der politischen Rechte kann in diesem Ideen�heft natŸrlich nicht abschliessend behandelt werden. Es kommen viele verschiedene Neuerungen in Frage. Die BŸrgerinnen und BŸrger werden deshalb gebeten, ihre VorschlŠge und Anregungen in Bezug auf die politischen Rechte mitzuteilen. Daher die Frage:���

Haben Sie Bemerkungen oder VorschlŠge zu anderen Punkten?�14. Frage��







Freiburg, den 12. Oktober 1999

� Die Gemeindeverbände und die Agglomeration wurden hier nicht berücksichtigt. Die Ausübung der politischen Rechte ist aber bei beiden öffentlich-rechtlichen Körperschaften möglich, insbesondere durch das Referendum und die Initiative.

� Diese Möglichkeit wurde erst vor kurzem durch eine Revision des Gesetzes über die Gemeinden eingeführt (Art. 51ter Abs.1 Bst. e GG), die vom Grossen Rat in der Septembersession 1999 verabschiedet wurde.

� Diese Möglichkeit wurde ebenfalls vor kurzem durch eine Revision des Gesetzes über die Gemeinden eingeführt (Art. 52 Abs. 1 Bst. f GG), die vom Grossen Rat in der Septembersession 1999 verabschiedet wurde.

� Daten des Instituts fŸr Fšderalismus.

� Daten des Statistischen Jahrbuchs der Schweiz, Auflage 1998; Stand am 31.12.1996.

� Jede BŸrgerin bzw. jeder BŸrger kann eine Einzelinitiative einreichen. Diese muss allerdings von 60 Mitgliedern des Kantonsrates unterstŸtzt werden, damit sie Ÿberwiesen wird.

� GemŠss ZŸrcher Modell.

� Der Kanton Nidwalden unterscheidet zwischen den dem obligatorischen Referendum unterstellten und den dem fakultativen Referendum unterstellten Gesetzen.

� Der Kanton Solothurn unterscheidet zwischen den dem obligatorischen Referendum unterstellten und den dem fakultativen Referendum unterstellten Gesetzen.
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